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Die IWB haben am 26. April folgende Medienmitteilung veröffentlicht: 

"Bundesgerichtsurteil zur Konzessionsgebühr an Kanton Basel-Stadt. 
Das Basler Energieversorgungsunternehmen IWB überwälzt seinen Stromkunden die Kon-
zessionsgebühr, die·es dem Kanton Basel-Stadt auf Basis des IWB-Gesetzes und der 
entsprechenden regierungsrätlichen Verordnung von 2010 jährlich zu entrichten hat. Laut Urteil 
des Bundesgerichts reicht jedoch die gesetzliche Grundlage nicht, um die Konzessionsabgabe 
den Verbrauchern in Rechnung zu stellen. Um den Bau, Betrieb und Unterhalt von Leitungen 
und Bauten zu realisieren, muss IWB öffentlichen Grund nutzen. Dafür bezahlt IWB dem Kan-
ton Basel-Stadt jährlich eine Konzessionsgebühr von 11 Millionen Franken. Die Höhe dieser 
Abgabe bzw. die Überwälzung auf die Stromkundinnen und -kunden von IWB regelte der Re-
gierungsrat des Kantons Basel-Stadt Ende 2010 in einer entsprechenden Verordnung. 
Aufgrund einer Beschwerde ist das Bundesgericht nun zum Schluss gekommen, dass die ge-
setzliche Grundlage nicht ausreicht, um die von IWB an den Kanton zu leistende Konz-
essionsabgabe den Stromkundinnen und - kunden weiter zu belasten. Das IWB-Gesetz selber 
hätte die Grundzüge der Bemessung und die Höhe festlegen müssen, wie das Bundesgericht in 
seiner Urteilsbegründung schreibt. IWB und ihr Eigentümer, der Kanton Basel-Stadt, haben das 
Urteil des Bundesgerichts zur Kenntnis genommen. Gemeinsam werden die Unternehmensfüh-
rung und das zuständige Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt (WSU) nun die Fol-
gen dieses Urteils im Detail analysieren und die nötigen Schritte festlegen. Sobald diese Arbeit-
en abgeschlossen sind, wird IWB ihre Kunden näher informieren. 

Ich frage den Regierungsrat: 

1. Wann, in welcher Höhe und auf welchem Weg bekommen die IWB-Kunden das zu viel 
bezahlte Geld zurück? 

2. Wenn eine gesetzliche Grundlage fehlt, bedeutet das immer auch, dass die politischen 
Rechte der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger sowie die Kompetenzen des Grossen 
Rats verletzt wurden: Warum konnte das geschehen, und wie wird dies künftig für die IWB 
und die Verwaltung vermieden? 

3. Gilt nach Ansicht der Basler Regierung das Legalitätsprinzip in den genannten Bereichen 
der öffentlichen Hand, bei Steuern, Abgaben, bei der Eingriffs- und der Leistungsverwal-
tung - und bei Betrieben, die wie die IWB organisiert sind? 

4. Was hat sich seit BGE 103 la 369 in Basel-Stadt geändert (Urteil des Bundesgerichts vom 
25. Mai 1977 i.S. Wäffler und Mitbeteiligte gegen Kanton Basel-Stadt betr. Numerus-
clausus bei der Zulassung zur Universität: " ... Der Gesetzesvorbehalt und die verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen an die Zulässigkeit der Gesetzesdelegation gelten 
grundsätzlich auch in der Leistungsverwaltung ... ")? 

5. Wie müsste ein zentraler Rechtsdienst von Regierung und Verwaltung organisiert sein, 
damit sichergestellt ist, dass stets eine rechtliche Grundlage gegeben und die Rechte der 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger sowie des Grossen Rats gewahrt werden? 

6. Wie geht die IWB mit dem Geld um, dass sie einnimmt? Was wird für Werbung und 
Sponsoring gegenüber wem, in welcher Höhe und mit welchen Gegenleistungen und mit 
welchem Nutzen für die IWB und ihre Kunden aufgewendet? 
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